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Richtlinie
des Sächsischen Staatsministeriums 

für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
mit allgemeinen Bestimmungen zur Förderung von aus dem Europäischen Fonds

für regionale Entwicklung (EFRE) sowie dem Europäischen Sozialfonds (ESF)
mitfinanzierten Vorhaben in der Förderperiode 2014 bis 2020 im Freistaat Sachsen

(EFRE/ESF-Rahmenrichtlinie)
Vom 15. Juli 2014

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

Der Freistaat Sachsen gewährt auf der Grundlage der Operationellen Programme des Freistaates
Sachsen für den Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) sowie den Europäischen Sozialfonds (ESF) in
der Förderperiode 2014 bis 2020 nach Maßgabe dieser Rahmenrichtlinie, der Fachrichtlinien sowie nach
den haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere den §§ 23 und 44 der Haushaltsordnung des
Freistaates Sachsen (Sächsische Haushaltsordnung – SäHO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. April 2001 (SächsGVBl. S. 153), die zuletzt durch Gesetz vom 6. Mai 2014 (SächsGVBl. S. 286)
geändert worden ist, und den Verwaltungsvorschriften des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen
zur Sächsischen Haushaltsordnung (VwV-SäHO) vom 27. Juni 2005 (SächsABl. SDr. S. S 226), zuletzt
geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 18. Dezember 2013 (SächsABl. 2014 S. 223), zuletzt enthalten
in der Verwaltungsvorschrift vom 12. Dezember 2013 (SächsABl. SDr. S. S 848), in der jeweils geltenden
Fassung, Zuwendungen für Vorhaben im Rahmen der Umsetzung der Strukturpolitik der Europäischen
Union aus Mitteln des EFRE beziehungsweise des ESF und komplementären nationalen
Haushaltsmitteln.

Darüber hinaus sind in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden:

die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds,
den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und
den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds,
den Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013,
S. 320),

die Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
17. Dezember 2013 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und mit
besonderen Bestimmungen hinsichtlich des Ziels „Investitionen in Wachstum und
Beschäftigung“ und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 (ABl. L 347 vom
20.12.2013, S. 289) und

die Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
17. Dezember 2013 über den Europäischen Sozialfonds und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 470).

Es gelten die gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen zu Rückforderungen und Sanktionen. Für die
Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die
Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten im Übrigen die Verwaltungsvorschriften zu § 44 SäHO,
soweit nicht in dieser Rahmenrichtlinie oder den Fachrichtlinien Abweichungen zugelassen sind.

Die Zuwendung wird nur gewährt, wenn das geförderte Vorhaben der Investition in Wachstum und
Beschäftigung (EFRE) dient oder ein beschäftigungspolitisches Ziel (ESF) verfolgt und eine erfolgreiche
Durchführung erwarten lässt.

Förderfähig sind nur Ausgaben und Kosten, die vorhabenbezogen und außerhalb gesetzlich
vorgeschriebener Aufgaben, Pflichtaufgaben sowie bestehender nationaler Fördermöglichkeiten
entstehen. Die Zuwendung erfolgt nachrangig zu gleichartiger nationaler Förderung.

Die Abtretung der Zuwendung an Dritte sowie ihre Verpfändung sind ausgeschlossen.

Für Zuwendungen an kommunale Körperschaften aus Mitteln des EFRE und ESF bleibt die Anwendung
der Verwaltungsvorschrift für Zuwendungen des Freistaates Sachsen an kommunale Körperschaften
(VVK, Anlage 3 zur VwV zu § 44 SäHO) einschließlich der Allgemeinen Nebenbestimmungen für
Zuwendungen zur Projektförderung an kommunale Körperschaften (ANBest-K, Anlage 3a zur VwV zu § 44
SäHO) unberührt.

Die Fachrichtlinien benennen bei vorhandener Beihilferelevanz die beihilferechtlichen Grundlagen und
berücksichtigen die beihilferechtlichen Vorschriften.

Gegenstand der Förderung
Die Fördergegenstände und für den ESF auch Vorhabensbereiche sind in den Fachrichtlinien festgelegt.

Zuwendungsempfänger, Zuwendungsvoraussetzungen, Fördergebiet
Die Zuwendungsempfänger und die Zuwendungsvoraussetzungen für die jeweiligen Fördergegenstände
bestimmen sich nach den Regelungen der Fachrichtlinien. Der Durchführungsort der Vorhaben muss im
Programmgebiet gemäß Artikel 2 Nr. 7 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 liegen. Ausnahmen für den EFRE
bedürfen einer Genehmigung der Verwaltungsbehörde gemäß Artikel 70 Abs. 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013.

Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

Zuwendungsart, Finanzierungsart

Die Zuwendung wird als Projektförderung und in Abhängigkeit des Vorhabensbereiches in Form von
Anteils- oder Festbetragsfinanzierung gewährt. Standardisierte Einheitskosten, Pauschalfinanzierungen
und Pauschalsätze nach Artikel 67 Abs. 1 Buchst. b, c und d der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 in der
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jeweils geltenden Fassung sind nach vorheriger Bestimmung der Verwaltungsbehörden für den EFRE
beziehungsweise den ESF zulässig.

Form der Zuwendung

Die Zuwendung wird in Abhängigkeit des Vorhabensbereiches in Form von nicht rückzahlbaren
Zuschüssen, als Darlehen oder Finanzinstrument (Artikel 66 Abs. 1 der Verordnung [EU] Nr. 1303/2013)
gewährt.

Bemessungsgrundlage

Die Förderung erfolgt auf der Basis der nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit als förderfähig anerkannten Ausgaben unter Anwendung der
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung im EFRE und ESF (NBest-
SF, Anlage 1). Die Nebenbestimmungen sind als Bestandteil des Zuwendungsbescheids
verbindlich, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. Darüber hinaus
gelten für die Förderfähigkeit der Ausgaben und Kosten die Vorgaben der
Verwaltungsbehörden gemäß Artikel 65 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. Für
den ESF sind dies die Vorgaben in Anlage 2. Die Ausgaben und Kosten müssen
vorhabensbezogen sein. Sämtliche Mittel zur Finanzierung des Vorhabens sind
anzugeben.

Zusätzlich zu den als förderfähig anerkannten Ausgaben und Kosten sind lineare
Abschreibungen gemäß den steuerrechtlichen Vorschriften förderfähig, sofern deren
Förderung in den Fachrichtlinien nicht ausgeschlossen wurde, jedoch nur mit den
Anteilen, die dem Vorhaben zeitlich zuzurechnen sind und nur in dem Maße, in dem der
Erwerb des Wirtschaftsgutes nicht unter Nutzung öffentlicher Zuschüsse oder der
Gewährung einer Investitionszulage finanziert worden ist. Die anzusetzende
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer richtet sich nach der jeweils gültigen AfA-Tabelle
(Absetzung für Abnutzung) des Bundesministeriums der Finanzen beziehungsweise nach
den AfA-Tabellen des Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V. (DFG).

Im EFRE finden für Zuwendungen zur Projektförderung auf Kostenbasis die in den
Fachrichtlinien genannten Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung
auf Kostenbasis Anwendung. Nummer 4.3.1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Abweichend von Nummer 1.3 Satz 1 und 2 der VwV zu § 44 SäHO darf mit dem Vorhaben begonnen
werden, sobald der Antrag auf Förderung bei der Bewilligungsstelle eingegangen ist. Der Antragsteller
trägt das Risiko, die Zuwendung nicht, nicht in der beantragten Höhe oder nicht zu dem beantragten
Zeitpunkt zu erhalten. Diese Regelungen gelten für Vorhaben, die ab dem 1. Januar 2014 begonnen
wurden. Der Abschluss eines langfristig geschlossenen Vertrages (Dauerschuldverhältnis) oder eines
Vertrages mit wiederkehrenden Leistungen oder der Einkauf von Lieferungen und Leistungen, die zur
Durchführung des Vorhabens erforderlich sind, durch den Zuwendungsempfänger, gilt, in Abweichung
von Nummer 1.3.1 Satz 1 der VwV zu § 44 SäHO, nicht als Beginn des Vorhabens, wenn der
Vertragsgegenstand nicht alleiniger Zweck der Zuwendung ist. Ausgaben, die von dem
Zuwendungsempfänger vor dem 1. Januar 2014 gezahlt wurden, kommen für die Förderung nicht in
Betracht.

Der Zuwendungsempfänger wird zur Aufbewahrung der Belege und Verträge sowie aller sonst mit der
Förderung zusammenhängender Unterlagen mindestens bis zum 31. Dezember des sechsten Jahres, das
auf das Jahr folgt, in dem die letzte Auszahlung an den Zuwendungsempfänger erfolgte, verpflichtet.
Erfolgt die Zuwendung auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom
18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise
der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1), dauert die
Aufbewahrungsfrist bis zum 31. Dezember des zehnten Jahres, gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem die
Beihilfe gewährt wurde. Dies ist der Tag, an dem der Zuwendungsbescheid dem Zuwendungsempfänger
zugeht. Erfolgt die Zuwendung auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom
17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt
in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union
(ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1) dauert die Aufbewahrungsfrist bis zum 31. Dezember des zehnten
Jahres, gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem die Beihilfe gewährt wurde. Es gilt die jeweils längere
Aufbewahrungsfrist. Die Bewilligungsstelle informiert den Zuwendungsempfänger nach Abschluss der
Verwendungsnachweisprüfung über das tatsächliche Ende der Aufbewahrungsfrist.

Werden mit Hilfe der Zuwendung Gegenstände erworben oder hergestellt, wird im Zuwendungsbescheid
nach Maßgabe der Fachrichtlinie eine Zweckbindungsfrist von höchstens fünf Jahren festgelegt. Diese
beginnt mit Ablauf des Vorhabenzeitraums. Für Vorhaben, die Investitionen in die Infrastruktur oder
produktive Investitionen beinhalten, beträgt die Zweckbindungsfrist fünf Jahre, sofern nicht nach den
Bestimmungen für staatliche Beihilfen ein längerer Zeitraum festzulegen ist. Unabhängig von der
Zweckbindungsfrist besteht nach Artikel 71 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 eine
Rückzahlungsverpflichtung für die Dauer von zehn Jahren, wenn die Produktionstätigkeit nach der
Abschlusszahlung an einen Standort außerhalb der Union verlagert wird, außer wenn der
Zuwendungsempfänger ein kleines oder mittleres Unternehmen (KMU) ist. Im Zuwendungsbescheid ist
auf die Rückzahlungsverpflichtungen nach Artikel 71 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 hinzuweisen.

Der Zuwendungsempfänger wird verpflichtet, an der Evaluation des geförderten Vorhabens mitzuwirken,
auch wenn es bereits beendet ist.

Der Zuwendungsempfänger wird darüber unterrichtet, dass er sich mit der Annahme der Finanzierung mit
der Aufnahme in die nach Artikel 115 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 veröffentlichte Liste der
Vorhaben einverstanden erklärt. Der Zuwendungsempfänger wird im Zuwendungsbescheid
beziehungsweise in vergleichbaren Unterlagen zur Durchführung der Informations- und
Kommunikationsmaßnahmen gemäß Nummer 2.2 des Anhangs XII zur Verordnung (EU) Nr. 1303/2013
verpflichtet. Das betrifft insbesondere die Verpflichtung, bei allen Informations- und
Kommunikationsmaßnahmen des Zuwendungsempfängers auf die Unterstützung des Vorhabens aus den
Fonds hinzuweisen. Die Bewilligungsstelle kann Formvorschriften erlassen. Die Verwaltungsbehörden
EFRE und ESF stellen Informations- und Publizitätsmaterial einschließlich Gestaltungsvorlagen und
Mustertexte in elektronischem Format bereit.

Das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung ist Bestandteil der Operationellen Programme zum EFRE und
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ESF. Im EFRE wird die Beachtung des Querschnittsziels bei der Auswahl der Projekte über den Weg der
Projektauswahlkriterien und über entsprechende Bestimmungen in den Fachrichtlinien sichergestellt. Im
Rahmen des ESF geförderte Projekte dürfen dem Grundsatz des Umwelt- und Ressourcenschutzes
entsprechend nicht die nachhaltige Entwicklung beeinträchtigen; die Fachrichtlinien sollen zur Umsetzung
des Grundsatzes weitergehende Regelungen treffen.

Alle Vorhaben sind so vorzubereiten und umzusetzen, dass

die Gleichstellung von Männern und Frauen und die Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts
gemäß Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 zur Umsetzung des
Gleichstellungsgrundsatzes der Operationellen Programme sichergestellt werden,

jede Form der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder ethnischen Herkunft,
der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung
ausgeschlossen wird.

Subventionserheblich sind alle Tatsachen, die für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung,
Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils erheblich sind.
Dazu gehören insbesondere sämtliche Bewilligungsvoraussetzungen sowie die Bestimmungen über den
Zuwendungszweck und die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung. Macht der Antragsteller
unvollständige oder unrichtige Angaben, verschweigt er subventionserhebliche Tatsachen oder
verwendet er die Zuwendung entgegen der Verwendungsbeschränkung, kann dies Subventionsbetrug im
Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November
1998 (BGBl. I S. 3322), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. April 2014 (BGBl. I S. 410)
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, darstellen. Auf die Offenbarungspflichten nach § 3
des Gesetzes gegen mißbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (Subventionsgesetz – SubvG)
vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034, 2037) in Verbindung mit § 1 des Gesetzes gegen mißbräuchliche
Inanspruchnahme von Subventionen nach Landesrecht vom 14. Januar 1997 (SächsGVBl. S. 2) wird
hingewiesen.

Verfahren
Soweit in der Fachrichtlinie nichts anderes angegeben ist, ist Ansprechpartner für Beratung und Antragstellung
sowie Bewilligungsstelle die

Sächsische Aufbaubank – Förderbank – (SAB) 
Pirnaische Straße 9 
01069 Dresden 
Telefon: 0351 49104930 
Fax: 0351 49101015 
E-Mail: servicecenter@sab.sachsen.de 
Internet: www.esf-in-sachsen.de, www.sab.sachsen.de, www.strukturfonds.sachsen.de

Antragsverfahren

Die Anträge und Vorhabenbeschreibungen müssen die von der Bewilligungsstelle
vorgegebenen notwendigen Angaben enthalten und in der von der Bewilligungsstelle
vorgegebenen Form erfolgen.

Mit der Antragstellung wird der Antragsteller zu seinem Einverständnis verpflichtet, dass
die im Zusammenhang mit dem Förderverfahren der Bewilligungsstelle zur Kenntnis
gelangten personenbezogenen Daten des Antragstellers des jeweiligen Vorhabens auf
Datenträgern gespeichert, für Zwecke der Begleitung (Monitoring) sowie der Bewertung
(Evaluierung) über die Wirksamkeit (Effektivität) und Wirtschaftlichkeit (Effizienz) des
Programms und darüber hinaus für Zwecke der laufenden Analyse der Förderpraxis und
der Ausübung der Rechts- und Fachaufsicht ausgewertet und die Auswertungsergebnisse
anonymisiert veröffentlicht werden können. Der Antragsteller wird zudem verpflichtet, von
anderen Personen (insbesondere Teilnehmer des Vorhabens und Mitarbeiter des
Antragstellers) deren personenbezogene Daten an die Bewilligungsstelle weitergegeben
werden, das Einverständnis zur Weiterverarbeitung ihrer personenbezogenen Daten
einzuholen.

Bewilligungsverfahren

Die Bewilligungsstelle prüft die Förderfähigkeit und Förderwürdigkeit der eingereichten Anträge. Ein
Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die
Bewilligungsstelle aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren
Haushaltsmittel. In der Fachrichtlinie können das Einvernehmen mit dem fachlich zuständigen
Staatsministerium beziehungsweise der Einbezug geeigneter Fachstellen festgelegt werden.

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Der Zuwendungsempfänger wird verpflichtet, für die Durchführung des Vorhabens ein
eigenes Konto beziehungsweise eine eigene Kostenstelle einzurichten.

Auszahlungen erfolgen nur für bereits getätigte Ausgaben beziehungsweise angefallene
Kosten (Erstattungsprinzip) und auf Grundlage quittierter Rechnungen oder gleichwertiger
Buchungsbelege im Sinne von Artikel 131 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. Im Falle
von standardisierten Einheitskosten, Pauschalfinanzierungen oder Pauschalsätzen nach
Artikel 67 Abs. 1 Buchst. b, c und d beziehungsweise Sachleistungen nach Artikel 69
Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 gilt stattdessen Nummer 6.3.3. Für Mittel, die
aus dem ESF eingesetzt werden, kann für den jeweiligen Vorhabensbereich in den
Fachrichtlinien eine Ausnahme vom Erstattungsprinzip bestimmt werden. Darüber hinaus
kann die Bewilligungsstelle für Mittel aus dem ESF in begründeten Fällen oder wenn die
Zuwendungssumme mehr als 10 000 EUR beträgt, Ausnahmen vom Erstattungsprinzip
zulassen; Nummer 7 der VwV zu § 44 SäHO ist in diesem Fall anzuwenden. Für Mittel aus
dem EFRE kann die Verwaltungsbehörde für begründete Fälle Ausnahmen entsprechend
Nummer 7.1 der VwV zu § 44 SäHO zulassen.

Soweit die Zuwendung als standardisierte Einheitskosten, Pauschalfinanzierung oder
Pauschalsatz gewährt wird, sind im Zuwendungsbescheid die Bedingungen zu
beschreiben, die vor Auszahlung der Zuwendung erfüllt sein müssen. Die Fachrichtlinien
enthalten hierfür Maßgaben.
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Die Auszahlungsanträge müssen die von der Bewilligungsstelle vorgegebenen
notwendigen Angaben enthalten und nach der von der Bewilligungsstelle vorgegebenen
Form aufgebaut sein.

Verwendungsnachweisverfahren

Die Zwischen- und Verwendungsnachweise müssen die von der Bewilligungsstelle
vorgegebenen notwendigen Angaben enthalten und nach der von der Bewilligungsstelle
vorgegebenen Form aufgebaut sein. Soweit die Zuwendung als standardisierte
Einheitskosten, Pauschalfinanzierung oder Pauschalsatz gewährt wird, sind die
Bedingungen nach Nummer 6.3.3 zu berücksichtigen; die Fachrichtlinien können hierfür
weitere Maßgaben enthalten.

Nach Maßgabe der Fachrichtlinien können in Abänderung zu Nummer 6.1 der NBest-SF
kürzere Fristen für die Einreichung von Zwischennachweisen zum Jahresende und von
Verwendungsnachweisen zum Vorhabensende bestimmt werden. Auch kann vorgesehen
werden, dass die Bewilligungsstelle in Abhängigkeit von der Vorhabensdauer und der
Förderhöhe auf das Einreichen eines Zwischennachweises zum Jahresende verzichten
kann.

Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt mit dem Tag der Veröffentlichung in Kraft.

Dresden, den 15. Juli 2014

Der Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
Sven Morlok

Anlage 1

Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung im Bereich der Strukturfonds EFRE und ESF (NBest-SF)

Die NBest-SF für Zuwendungen zur Projektförderung im Bereich der Strukturfonds EFRE und ESF enthalten
Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne von § 1 des Gesetzes zur Regelung des
Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) vom
19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 142), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503, 553)
geändert worden ist, in Verbindung mit § 36 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juli 2013
(BGBl. I S. 2749, 2753) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. Die Nebenbestimmungen sind als
Bestandteil des Zuwendungsbescheides verbindlich, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.
Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) finden keine
Anwendung.

Anforderung und Verwendung der Zuwendung

Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet
werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. Skonti, Rabatte und Preisnachlässe
sind bei Abrechnung von den förderfähigen Ausgaben abzuziehen, soweit sie durch den
Zuwendungsempfänger tatsächlich in Anspruch genommen wurden.

Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter)
und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle mit dem
Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. Der Finanzierungsplan (aufgegliederte
Berechnung der mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben mit einer Übersicht über
die beabsichtigte Finanzierung) ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. Die Einzelansätze
dürfen um bis zu 20 Prozent überschritten werden, soweit die Überschreitung durch entsprechende
Einsparungen bei anderen Einzelansätzen der förderfähigen Ausgaben ausgeglichen werden kann.
Beruht die Überschreitung eines Einzelansatzes auf behördlichen Bedingungen oder Auflagen,
insbesondere im Rahmen des baurechtlichen Verfahrens, sind innerhalb des Gesamtergebnisses des
Finanzierungsplans auch weitergehende Abweichungen zulässig. Im Übrigen sind Überschreitungen
zulässig, wenn sie der Zuwendungsempfänger voll aus eigenen Mitteln trägt. Der Ausgleich einer
Überschreitung nach Satz 3 durch Einsparungen bei Leistungen an Teilnehmer und bei der Verringerung
der Sozialabgaben auf das Arbeitsentgelt von eigenem Personal sowie der Umsatzsteuer ist unzulässig.
Die Sätze 2 bis 4 finden bei der Festbetragsfinanzierung keine Anwendung. Bei standardisierten
Einheitskosten, Pauschalfinanzierungen oder Pauschalsätzen im Sinne von Artikel 67 der Verordnung
(EU) Nr. 1303/2013 sind Abweichungen der tatsächlichen Kosten unbeachtlich.

Dürfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sächliche Verwaltungsausgaben geleistet
werden und werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers überwiegend aus Zuwendungen
der öffentlichen Hand bestritten, darf der Zuwendungsempfänger seine Beschäftigten aus der Zuwendung
finanziell nicht besser stellen als vergleichbare Staatsbedienstete. Die Prüfung der Einhaltung dieses
Besserstellungsverbotes kann durch Abgleich der Entgelte mit den Tabellenentgelten des TV-L erfolgen.
Soweit der Zuwendungsempfänger dem Besserstellungsverbot unterliegt und den TV-L übersteigende
Personalausgaben tätigt, sind diese nur bis zur Höhe TV-L (Ausnahme TVöD) förderfähig.

Auszahlungen erfolgen nur für bereits getätigte Ausgaben (Erstattungsprinzip) und, außer im Fall von
standardisierten Einheitskosten, Pauschalfinanzierungen und Pauschalsätzen sowie Sachleistungen, auf
Grundlage quittierter Rechnungen oder gleichwertiger Buchungsbelege im Sinne von Artikel 131 der
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. Soweit im Zuwendungsbescheid die Auszahlung für noch nicht getätigte
Ausgaben ausdrücklich zugelassen ist, darf die Zuwendung nur insoweit und nicht eher angefordert
werden, als sie für längstens innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung fällige Zahlungen benötigt
wird. Die Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen
Angaben enthalten. Im Übrigen dürfen die Zuwendungen bei Anteils- oder Festbetragsfinanzierung
jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen
und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers in Anspruch genommen werden.

Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen aus der Zuwendung nur vereinbart oder bewirkt
werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist.
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Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung
Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten förderfähigen Ausgaben,
erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel (zum Beispiel Investitionszulagen) hinzu, so
ermäßigt sich die Zuwendung bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer
Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers.

Vergabe von Aufträgen

Werden mit der Zuwendung Lieferungen, Leistungen oder Bauleistungen im Wert von mehr als 410 EUR
und höchstens dem Schwellenwert nach der Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge
(Vergabeverordnung – VgV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Februar 2003 (BGBl. I S. 169),
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 15. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3854) geändert worden ist, in
der jeweils geltenden Fassung, beschafft (ohne Umsatzsteuer), sind vor Auftragserteilung so weit möglich
mindestens drei vergleichbare Angebote fachkundiger und leistungsfähiger Anbieter einzuholen, soweit
der Zuwendungsbescheid nach Maßgabe der Fachrichtlinie nichts anderes bestimmt. Bei Auftragswerten
bis 25 000 EUR können als vergleichbare Angebote auch öffentlich zugängliche Preisinformationen (zum
Beispiel aus Katalogen, Flyern oder Internetangeboten) eingeholt werden. Für den EFRE gelten Satz 1
und 2 nur, wenn die Zuwendung oder bei der Finanzierung durch mehrere Stellen der Gesamtbetrag der
Zuwendung mehr als 50 000 EUR beträgt. Der Auftrag ist an den Bieter mit dem wirtschaftlichsten Angebot
zu vergeben. Die Begründung der Entscheidung ist zu dokumentieren. Wenn die Beschaffung die
Schwellenwerte nach § 2 VgV erreicht oder überschreitet, ist anzuwenden:

bei der Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen der Abschnitt 1 der Vergabe- und
Vertragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A),

bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Leistungen der Abschnitt 1 der Vergabe- und
Vertragsordnung für Leistungen – Teil A (VOL/A).

Die Bewilligungsstelle ist berechtigt, Vergabeprüfungen durchzuführen.

Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers, aufgrund von §§ 98 ff. des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen GWB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I
S. 1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 2 Abs. 78 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154,
3175) geändert worden ist, und der Vergabeverordnung, die Abschnitte 2 ff. der VOB/A beziehungsweise
VOL/A oder die Vergabeordnung für freiberufliche Leistungen (VOF) anzuwenden oder andere
Vergabebestimmungen (zum Beispiel das Gesetz über die Vergabe öffentlicher Aufträge im Freistaat
Sachsen (Sächsisches Vergabegesetz – SächsVergabeG) vom 14. Februar 2013 [SächsGVBl. S. 109])
einzuhalten, bleiben unberührt und sind einzuhalten. Sofern der Zuwendungsempfänger verpflichtet ist,
Veröffentlichungen nach VOB, VOL und VOF vorzunehmen, sind diese nach den dort geltenden
Regelungen durchzuführen. Unbeschadet der Prüfungsmöglichkeiten der Bewilligungs- beziehungsweise
Aufsichtsbehörden unterliegt die Vergabe öffentlicher Aufträge ab Erreichen der Schwellenwerte (§ 100
GWB) der Nachprüfung durch die Vergabekammer des Freistaates Sachsen bei der Landesdirektion
Sachsen, Dienststelle Leipzig (§ 102 GWB).

Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände

Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt werden, sind für den
Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. Der Zuwendungsempfänger darf über sie
vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bindung nicht anderweitig verfügen.

Der Zuwendungsempfänger hat die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschafften Gegenstände,
deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 410 EUR (ohne Umsatzsteuer) übersteigt, zu inventarisieren.
Soweit aus besonderen Gründen der Staat Eigentümer ist oder wird, sind die Gegenstände in dem
Inventar besonders zu kennzeichnen.

Dem Freistaat Sachsen steht nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides ein Nutzungsrecht an den
Ergebnissen von Studien und Konzepten zu, die mit Hilfe der Zuwendungen erarbeitet wurden. Der
Freistaat Sachsen ist zur Veröffentlichung oder sonstigen Verwertung der Ergebnisse im Rahmen seiner
Aufgaben berechtigt. Der Zuwendungsbescheid kann nach Maßgabe der Fachrichtlinie Abweichungen
vorsehen.

Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers
Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Bewilligungsstelle anzuzeigen, wenn

sich nach Vorlage des Finanzierungsplans eine Ermäßigung der förderfähigen Ausgaben um mehr als
7,5 Prozent oder mehr als 10 000 EUR ergibt; er ist ferner verpflichtet anzuzeigen, wenn er nach Vorlage
des Finanzierungsplans – auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises – weitere Zuwendungen bei
anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn er gegebenenfalls weitere Mittel
von Dritten erhält,

der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich
ändern oder wegfallen,

sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen
ist,

– soweit die Auszahlungen nicht für bereits getätigte Ausgaben erfolgen – die abgerufenen oder
ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden können,

zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr entsprechend dem
Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden,

ein Insolvenzverfahren gegen ihn (durch einen Gläubiger oder ihn selbst) beantragt oder eröffnet wird
oder

sich Angaben zum Zuwendungsempfänger (Anschrift, Unternehmensstruktur, Gesellschafterstruktur,
Rechtsform) ändern.

Nachweis der Verwendung

Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erfüllung des
Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum folgenden
Monats, der Bewilligungsstelle nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Ist der Zuwendungszweck nicht
bis zum Ablauf des Haushaltsjahres erfüllt, ist mit dem ersten Mittelabruf im folgenden Haushaltsjahr,
spätestens jedoch binnen vier Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres über die in diesem Jahr
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erhaltenen Beträge ein Zwischennachweis zu führen.

Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis.

In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Einzelnen
darzustellen.

In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander
getrennt entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen. Der Nachweis muss alle mit
dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene
Mittel) und Ausgaben enthalten. Aus dem Nachweis müssen Tag, Empfänger/Einzahler sowie Grund und
Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein. Soweit der Zuwendungsempfänger die Möglichkeit zum
Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013
(BGBl. I S. 4318, 4330) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, hat, dürfen nur die Entgelte
(Preise ohne Umsatzsteuer) berücksichtigt werden. Im Falle von standardisierten Einheitskosten,
Pauschalfinanzierungen und Pauschalsätzen im Sinne von Artikel 67 Abs. 1 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 gilt dies nur für Einnahmen.

Mit dem Nachweis sind auf Verlangen Originalbelege (Einnahme- und Ausgabebelege) über die
Einzelzahlungen, die Verträge und Unterlagen über die Vergabe von Aufträgen vorzulegen. Soweit ein
Arbeitsvertrag Bestandteil eines Belegs ist, genügt die Vorlage einer Kopie, die vom
Zuwendungsempfänger gesondert abgezeichnet ist. Satz 1 gilt nicht für Ausgabebelege im Falle von
standardisierten Einheitskosten, Pauschalfinanzierungen und Pauschalsätzen im Sinne von Artikel 67
Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. Einem Originalbeleg gleichgestellt sind elektronische Belege,
deren Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit des Inhalts gewährleistet werden. Bei einem
elektronischen Beleg gelten die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit des Inhalts als gewährleistet
durch:

eine qualifizierte elektronische Signatur oder eine elektronische Signatur mit Anbieter-
Akkreditierung nach dem Gesetz über Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen
(Signaturgesetz – SigG) vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876), das zuletzt durch Artikel 4 Abs. 111
des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154, 3208) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, oder

einen elektronischen Datenaustausch (EDI) nach Artikel 2 der Empfehlung 94/820/EG der
Kommission vom 19. Oktober 1994 über die rechtlichen Aspekte des elektronischen
Datenaustausches (ABl. L 338 vom 28.12.1994, S. 98), wenn in der Vereinbarung über diesen
Datenaustausch der Einsatz von Verfahren vorgesehen ist, die die Echtheit der Herkunft und die
Unversehrtheit der Daten gewährleisten oder

die Reproduktion von Belegen auf Bild- oder Datenträger, deren Aufnahme- und
Wiedergabeverfahren den Grundsätzen ordnungsgemäßer DV-gestützter Buchführungssysteme
(GoBS) beziehungsweise den Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung
von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff
(GoBD) oder einer in der öffentlichen Verwaltung allgemein zugelassenen Regelung entsprechen.

Die erneute Prüfung der Originalbelege beziehungsweise der gleichgestellten elektronischen Belege
(Belege) im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung kann entfallen, soweit die Belege bereits im
Rahmen der Auszahlung geprüft wurden.

Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die
Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den
Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. Alle Belege und Verträge sowie alle
sonstigen mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen sind mit der EFRE-/ESF-Nummer zu
kennzeichnen. Das gilt entsprechend für den Nachweis von Eigenleistungen. Im Verwendungsnachweis
ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden
ist und die Angaben mit den Büchern und gegebenenfalls den Belegen übereinstimmen.

Der Zuwendungsempfänger hat die in Nummer 6.5 genannten Belege und Verträge sowie alle sonst mit
der Förderung zusammenhängenden Unterlagen (vergleiche Nummer 8.1 Satz 1) mindestens bis zum
31. Dezember des sechsten Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem die letzte Auszahlung an den
Zuwendungsempfänger erfolgte, aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen, den nachfolgenden
oder anderen Vorschriften oder aufgrund der Zweckbindungsfrist eine längere Aufbewahrungsfrist
bestimmt ist. Erfolgt die Zuwendung auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013, dauert die
Aufbewahrungsfrist bis zum 31. Dezember des zehnten Jahres, gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem die
Beihilfe gewährt wurde. Dies ist der Tag, an dem der Zuwendungsbescheid dem Zuwendungsempfänger
zugeht. Erfolgt die Zuwendung auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 651/2014, dauert die
Aufbewahrungsfrist bis zum 31. Dezember des zehnten Jahres, gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem die
Beihilfe gewährt wurde. Zur Aufbewahrung können auch Bild- und Datenträger verwendet werden. Das
Aufnahme- und Wiedergabeverfahren muss den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung oder einer
in der öffentlichen Verwaltung allgemein zugelassenen Regelung entsprechen.

Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, sind
die von den empfangenden Stellen ihm gegenüber zu erbringenden Zwischen- und
Verwendungsnachweise dem Verwendungs- oder Zwischennachweis nach Nummer 6.1 beizufügen.

Informations- und Publizitätspflichten

Bei allen Informations- und Kommunikationsmaßnahmen des Zuwendungsempfängers wird auf die
Unterstützung des Vorhabens aus den Fonds wie folgt hingewiesen:

durch die Verwendung des Unionslogos unter Berücksichtigung der vorgegebenen technischen
Charakteristika und einen entsprechenden Hinweis auf die Union;

durch einen Hinweis auf den Fonds oder die Fonds, aus dem beziehungsweise aus denen das
Vorhaben unterstützt wird. Bezieht sich eine Informations- oder Kommunikationsmaßnahme auf
ein oder mehrere Vorhaben, die durch mehr als einen Fonds kofinanziert werden, kann der
Hinweis unter Buchstabe b durch einen Hinweis auf die ESI-Fonds ersetzt werden. Zur Erfüllung
der unter Buchstaben a und b aufgeführten Anforderungen sind bei Bewilligungen durch die SAB
auf der Internetseite der SAB Gestaltungsvorlagen zum Herunterladen bereitgestellt.

Während der Durchführung eines Vorhabens informiert der Zuwendungsempfänger die Öffentlichkeit über
die Unterstützung aus den Fonds wie folgt:
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Existiert eine Website des Zuwendungsempfängers, wird auf dieser eine kurze Beschreibung des
Vorhabens eingestellt, die im Verhältnis zu dem Umfang der Unterstützung steht und in der auf die
Ziele und Ergebnisse eingegangen und die finanzielle Unterstützung durch die Union
hervorgehoben wird;

es wird für Vorhaben, die nicht unter die Nummern 7.4 und 7.5 fallen, wenigstens ein Plakat
(Mindestgröße A3) mit Informationen zum Vorhaben, mit dem auf die finanzielle Unterstützung
durch die Union hingewiesen wird, an einer gut sichtbaren Stelle, etwa im Eingangsbereich eines
Gebäudes, angebracht.

Bei aus dem ESF unterstützten Vorhaben und in geeigneten Fällen bei aus dem EFRE unterstützten
Vorhaben stellt der Zuwendungsempfänger sicher, dass die an einem Vorhaben Teilnehmenden über
diese Finanzierung unterrichtet werden. Alle Unterlagen, die sich auf die Durchführung eines Vorhabens
beziehen und für die Öffentlichkeit oder für Teilnehmer verwendet werden, einschließlich der
diesbezüglichen Teilnahmebestätigungen und Bescheinigungen, enthalten einen Hinweis darauf, dass
das Operationelle Programm aus dem Fonds oder den Fonds unterstützt wurde.

Während der Durchführung eines aus dem EFRE unterstützten Vorhabens, mit dem Infrastruktur- oder
Bauvorhaben finanziert werden, bei denen die öffentliche Unterstützung des Vorhabens insgesamt mehr
als 500 000 EUR beträgt, bringt der Zuwendungsempfänger an einer gut sichtbaren Stelle vorübergehend
ein Schild von beträchtlicher Größe für jedes Vorhaben an.

Spätestens drei Monate nach Abschluss des Vorhabens bringt der Zuwendungsempfänger an einer gut
sichtbaren Stelle für jedes Vorhaben, das den nachstehenden Kriterien entspricht, auf Dauer eine Tafel
oder ein Schild von beträchtlicher Größe an:

die öffentliche Unterstützung des Vorhabens beträgt insgesamt mehr als 500 000 EUR und

es wird bei dem Vorhaben ein materieller Gegenstand angekauft oder es werden dabei
Infrastruktur- oder Bauvorhaben finanziert.

Die Tafel oder das Schild (Nummern 7.4 und 7.5) geben Aufschluss über Bezeichnung und Hauptziel des
Vorhabens. Sie werden unter Berücksichtigung der vorgegebenen technischen Charakteristika
hergestellt. Zur Erfüllung dieser Anforderungen sind bei Bewilligungen durch die SAB auf der Internetseite
der SAB Gestaltungsvorlagen zum Herunterladen bereitgestellt.

Prüfung der Verwendung

Die Bewilligungsstelle ist berechtigt,

Bücher, Belege, sonstige Geschäftsunterlagen und Dokumente,

die dem Nachweis der tatsächlichen Durchführung des Vorhabens dienen (zum Beispiel
Klassenbücher, Tätigkeitsnachweise, Anwesenheitsnachweise, Stundennachweise),

die dem Nachweis der tatsächlichen Verausgabung dienen, beziehungsweise bei
standardisierten Einheitskosten, Pauschalfinanzierungen und Pauschalsätzen, die dem im
Zuwendungsbescheid festgelegten Nachweis dienen, anzufordern sowie

die Verwendung der Zuwendung und bei elektronischer Belegführung die entsprechenden DV-
Systeme und Dokumentationen durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte
prüfen zu lassen.

Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen
Auskünfte zu erteilen. In den Fällen der Nummer 6.8 sind diese Rechte der Bewilligungsstelle auch dem
Dritten gegenüber auszubedingen.

Der Rechnungshof ist berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger beziehungsweise dem
Endbegünstigten (im Falle von Finanzinstrumenten) zu prüfen ( § 91 SäHO).

Ergänzend zu Nummer 8.2 sind folgende Stellen sowie von diesen Stellen beauftragte Dritte berechtigt,
Vorhaben, die aus dem EFRE/ESF mitfinanziert werden, zu prüfen:

die Europäische Kommission, der Europäische Rechnungshof und das Europäische Amt für
Betrugsbekämpfung (OLAF),

die Bundesbehörden einschließlich des Bundesrechnungshofs, soweit eine Mitfinanzierung aus
Bundesmitteln erfolgt,

das für die jeweilige Fachrichtlinie zuständige Staatsministerium,

die Prüfbehörde, die Bescheinigungsbehörde und die Verwaltungsbehörde gemäß Artikel 123 ff.
der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013.

Subventionserheblichkeit
Subventionserheblich sind alle Tatsachen, die für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung
oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils erheblich sind. Dazu gehören insbesondere
sämtliche Bewilligungsvoraussetzungen sowie die Bestimmungen über den Zuwendungszweck und die
zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung. Macht der Zuwendungsempfänger unvollständige oder
unrichtige Angaben, verschweigt er subventionserhebliche Tatsachen oder verwendet er die Zuwendung entgegen
der Verwendungsbeschränkung, kann dies Subventionsbetrug im Sinne des § 264 StGB darstellen. Der
Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, der Bewilligungsstelle unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die der
Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder dem Belassen der Subvention oder des
Subventionsvorteils entgegenstehen oder für die Rückforderung der Subvention oder des Subventionsvorteils
erheblich sind. Besonders bestehende Pflichten zur Offenbarung bleiben unberührt. Wer einen Gegenstand oder
eine Geldleistung, deren Verwendung durch Gesetz oder durch die Bewilligungsstelle im Hinblick auf eine
Subvention beschränkt ist, entgegen der Verwendungsbeschränkung verwenden will, hat dies rechtzeitig vorher
der Bewilligungsstelle anzuzeigen.

Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach §§ 48 ff. VwVfG oder anderen
Rechtsvorschriften zurückgenommen oder widerrufen oder sonst unwirksam wird.

Nummer 10.1 gilt insbesondere, wenn

eine auflösende Bedingung eingetreten ist (zum Beispiel nachträgliche Ermäßigung der
Ausgaben oder Änderung der Finanzierung nach Nummer 2),

die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist,
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 d)
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10.3

 a)

 b)

10.4

10.5
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b)

 

c)

 

d)

 

2.

–

–

die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet worden ist,

ein Verstoß gegen die in Nummern 3.1 und 3.2 genannten Vergabebestimmungen vorliegt,

ein Verstoß gegen die Dauerhaftigkeit der Vorhaben nach Artikel 71 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 vorliegt.

Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kommen, soweit der
Zuwendungsempfänger

die Zuwendung nicht alsbald (vergleiche Nummer 1.4 Satz 2) nach der Auszahlung für fällige
Zahlungen verwendet oder

Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer festgesetzten Frist erfüllt, insbesondere den
vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten
(Nummer 5) nicht rechtzeitig nachkommt. Dies gilt auch dann, wenn ein Verfahren nach der
Insolvenzordnung beantragt oder eröffnet wird oder die Bewilligungsstelle sich den Widerruf im
Zuwendungsbescheid ausdrücklich vorbehalten hat.

Der Erstattungsbetrag ist nach Maßgabe des Artikels 73 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der
Kommission vom 21. April 2004 mit Durchführungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem nach der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe (ABl. L 141 vom 30.4.2004, S. 18), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 380/2009 (ABl. L
116 vom 9.5.2009, S. 9) geändert worden ist, oder einer, diese ersetzenden Regelung, jährlich zu
verzinsen.

Werden Zuwendungen nicht alsbald (vergleiche Nummer 1.4 Satz 2 und Nummer 10.3. Buchst. a) nach
der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid
nicht zurückgenommen oder widerrufen, so werden regelmäßig für die Zeit von der Auszahlung bis zur
zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen nach Maßgabe des Artikels 73 Abs. 3 der
Verordnung (EU) Nr. 796/2004 oder einer, diese ersetzenden Regelung, jährlich verlangt.

Anlage 2

ESF: förderfähige und nicht förderfähige 
Ausgaben und Kosten

Förderfähige Ausgaben und Kosten

bei Förderung in Form von Zuschüssen

(1) Personalausgaben (direkt vorhabensbezogen)

Personalausgaben einschließlich Personalnebenkosten

Reise- und Dienstreiseausgaben

(2) Sachausgaben/-kosten, Fremdleistungen

Fremdleistungen, Unteraufträge

Ausgaben für Verbrauchsmaterial

Ausstattungsgegenstände (Miete/Leasing, Abschreibungen)

Ausgaben für Dienste/Rechte, Versicherungen, Gebühren

Ausgaben und Kosten (Abschreibungen) für Räume

investive Förderung nach Artikel 98 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013

(3) Ausgaben/Kosten für allgemeine Verwaltung

Personalausgaben einschließlich Personalnebenkosten

Reiseausgaben

Sachausgaben, Sachkosten (Abschreibungen), Gebühren, Versicherungen

(4) Leistungen für Teilnehmer

Personalausgaben einschließlich Personalnebenkosten, Leistungen an
Vorhabensteilnehmer, auch gemäß Artikel 13 Abs. 5 der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013

Versicherungen

Unterkunfts-, Verpflegungs- und Fahrtausgaben

Ausgaben für Kinderbetreuung

(5) nicht als Vorsteuer erstattungsfähige Umsatzsteuer

bei Förderung in Form von Zuschüssen oder Darlehen

Eigenleistungen müssen förderfähige Ausgaben gemäß Nummer 1 Buchst. a finanzieren
beziehungsweise untersetzen und können als Eigenmittel oder Sachleistungen erbracht werden. Für
Sachleistungen gilt insbesondere Artikel 69 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013.

bei Förderung in Form von Darlehen

Förderfähig ist die Gewährung verzinslicher Darlehen.

bei Verfahren betreffend das öffentliche Auftragswesen

Förderfähig ist der Rechnungsbetrag.
Stellt der Zuschuss oder das Darlehen eine staatliche Beihilfe dar, sind nur die beihilfefähigen Ausgaben und
Kosten förderfähig.

Nicht förderfähige Ausgaben
Nicht förderfähige Ausgaben bei Förderung in Form von Zuschüssen sind:

Steuern auf Gewinn und Ertrag sowie erstattungsfähige Umsatzsteuer

interne unternehmensbezogene Prüfungsgebühren
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Kosten für die Jahresabschlussprüfung, sofern diese von der Bewilligungsstelle nicht beauflagt worden ist

Rückstellungen

Finanzierungskosten

Kosten für von einer Bank oder einem sonstigen Finanzinstitut geleistete Sicherheiten

Bußgelder, Geldstrafen

Kosten für den Erwerb von Infrastrukturen, Grundstücken und Immobilien

Schuldzinsen

grundsätzlich Gebühren für Finanzgeschäfte, Wechselgebühren und Devisenverluste und sonstige reine
Transaktionskosten

Erbbauzins, Kredittilgungsraten und Stundungszinsen
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